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(Nr. 7536.) Privilegium wegen Emiſſion von fünfprozentigen Priorität » Obligationen 
; I. Emiſſion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 3,000,000 
Thalern. Vom 14. Oktober 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. landesherrlich beſtä⸗ 
tigten Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden iſt, ihr Behufs 
der Ausführung der durch Allerhöchſte Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunden 
vom 5. März 1856., ſowie vom 23. Februar und 16. Juli 1863. genehmigten 
Erweiterungen ihres Unternehmens die Aufnahme einer ferneren Anleihe auf 
Höhe von drei Millionen Thaler Kurant gegen Ausſtellung auf den Inhaber 
lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen zu geſtatten, ertheilen 
Wir in Berückſichtigung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens und in Ge⸗ 
mäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen 
unter nachſtehenden Bedingungen. f 


K. 1. 


Die Obligationen zerfallen in 15,000 Stück, getheilt zum Zwecke der 
Verlooſung und einer beſſeren Kontrole der Amortiſation in 150 Serien 
a 100 Stück, jede Obligation zu 200 Thaler, und werden unter der Bezeich⸗ 
nung: „fünfprozentige Prioritäts⸗Obligationen I. Emiſſion der Rheiniſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft“ im unmittelbaren Anſchluß an die letzte Nummer der auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vom 3. Oktober 1865. emittirten 43 prozentigen 


Obligationen, unter den fortlaufenden Nummern 85,001. bis 100,00 0., nach 


dem beiliegenden Schema A. ausgeſtellt und von drei Direktoren, ſowie von dem 


A . Spezialdirektor, reſp. deſſen Stellvertreter, unterzeichnet. 


. 2. a 
Das Darlehn trägt fünf Prozent Zinſen, welche in halbjährigen Raten 
Jahrgang 1869. (Nr. 7536.) 152 post- 


Ausgegeben zu Berlin den 13. November 1869. 
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postnumerando am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres gezahlt werden. 
Den Obligationen werden für fünf Jahre zehn Stück Zinskupons, jeder zum 
Werthe von fünf Thalern, beigegeben. Dieſe Kupons ſind von IM zu fünf 
Jahren zufolge beſonderer Bekanntmachung zu erneuern, und iſt für jede Kupon⸗ 
Serie eine beſondere Anweiſung zur Empfangnahme neuer Kupons beizufügen. 
Die Kupons und Anweiſungen nach den anliegenden Schemas B. und G. wer⸗ 
den mit dem Fakſimile dreier Direktoren und des Spezialdirektors verſehen und 
von zwei Kontrolbeamten der Geſellſchaft unterſchrieben. 

Am Verfalltage werden die Zinskupons gegen deren Auslieferung zum 
vollen Nennwerthe an den Vorzeiger in Berlin, Cöln und den Städten ede 
welche Seitens der Direktion der Geſellſchaft noch außerdem zu dem Ende ver⸗ 
mittelſt Bekanntmachung bezeichnet werden. 

Die Geſellſchaft hat die mit der Bezahlung der Zinskupons beauftragten 
Komtoire und Handlungshäuſer öffentlich anzuzeigen. Die Ausreichung einer 
neuen Serie Zinskupons erfolgt nur gegen Aushändigung der, der vorhergehen⸗ 
den Serie beigegebenen Anweiſung. 

Der Direktion ſteht die Befugniß zu, ſich die Obligationen neben den An⸗ 
Be zur Verabfolgung neuer Zinskupons Behufs Abſtempelung einreichen 
zu laſſen. 8 


$. 3. 
Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen und die Zinskupons werden 


ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen fünf Jahren nach dem Verfall: 
tage zur Zahlung präſentirt werden. 


SA 


Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem te 
zur Zurückzahlung fällig ſind. Wird der Betrag der Obligationen in Empfang 
genommen, ſo müſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an 
jenem Tage verfallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht 
dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale 
gekürzt und zur Einlöſung dieſer Kupons verwandt. 


F. 5. 


Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1874. an jährlich 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrag der emittirten Obligationen nebſt den 
Zinſen der eingelöſten Obligationen verwandt, der Geſellſchaft bleibt jedoch vor 
behalten, den Tilgungsfonds beliebig zu verſtärken, auch die noch nicht getilgten 
Obligationen jeder Zeit nach einer wenigſtens ſechs Monate vorhergegangenen 
öffentlichen Kündigung fällig zu erklären und zurückzuzahlen. 

Die Tilgung der Obligationen wird in Gegenwart von zwei Mitgliedern 
der Direktion und des Spezialdirektors unter Zuziehung eines das Protokoll 
aufnehmenden Notars durch das Loos beſtimmt, und ſind darauf nach einer 
wenigſtens zwei Monate el fa öffentlichen Anzeige die ausgelooſten 


Nummern am nächſten 1. April fällig. Die Verlooſung erfolgt in der 500 
a 
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daß nur eine xefp. fo viel Serien aus der Urne genommen werden „als erfor⸗ 
derlich ſind, um daraus die zur Bildung der feſtgeſetzten Rückzahlungsſumme 
nöthigen Obligationen entnehmen zu können. Enthalten die gezogenen Serien 
mehr Nummern als erforderlich find, fo gelangen jedesmal zunächst die niedrigſten 
Nummern der ausgelooſten Serien zur Rückzahlung und gelten dagegen die un⸗ 
mittelbar anſchließenden Nummern dieſer Serie für die nächſtfolgende Amorti⸗ 
ſation bereits für gezogen. Iſt zur Ergänzung der in dem betreffenden Jahre 
weiter einzulöſenden Obligationen eine weitere g zu bewirken, ſo ſoll 
es damit in gleicher Weiſe gehalten werden, ſo daß die niedrigſten Nummern 


2 * 


pro rata der Amortiſationsſumme in dem bezüglichen Jahre und die übrigen 
Nummern als für die nächſtfolgenden Einlöſungen ausgelooſt gelten ſollen. Die 
in Folge der Beſtimmung dieſes Paragraphen fälligen Obligationen werden gegen 
deren Auslieferung unter Anwendung der im F. 4. wegen der Zinskupons ent⸗ 
haltenen Vorſchrift an den Vorzeiger zum Nennwerthe in einer der Städte, in 
welchen die Zinszahlung erfolgt, von dem erſten, auf die Auslooſung folgenden 
1. April ab baar in Kurant gezahlt. Es erfolgt darüber unter Angabe der 
ausgelooſten Nummern eine Bekanntmachung der Direktion in den für die 
ſtatutmäßigen Publikationen der Geſellſchaft beſtimmten öffentlichen Blättern. 

Indeſſen kann die Geſellſchaft, wenn die in einem Jahre einzulöſenden 
Obligationen mehr als 100,000 Thaler betragen, durch Bekanntmachung be⸗ 
ſtimmen, daß die Inhaber Einen Monat vor dem Verfalle von jenen Städten 
diejenigen bezeichnen, in welchen ſie die Zahlung erheben wollen; erfolgt dann 
eine ſolche Bezeichnung nicht, ſo wird angenommen, daß ſie die Zahlung in Cöln 
zu empfangen haben. f 

Die fällig erklärten und eingelöſten Obligationen werden unter Beobach⸗ 
tung der hier oben wegen der Verlooſung vorgeſchriebenen Formen verbrannt. 
Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate 
alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


. 6. 


Gehen Obligationen oder Anweiſungen zur Erhebung weiterer Kupons 
verloren, oder werden ſie vernichtet, ſo kann deren Mortifikation beantragt und 
ausgeſprochen werden. 5 

Die Direktion der Geſellſchaft erläßt des Endes auf Antrag der Betheilig⸗ 
ten dreimal, in Zwiſchenräumen von wenigſtens vier und höchſtens ſechs Mo- 
naten, eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen 
Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind vier Monate nach der letzten Auf- 
forderung vergangen, ohne daß die Dokumente eingeliefert oder etwaige Rechte 
auf dieſelben angemeldet worden, und hat außerdem ſeit der erſten Aufforderung 
ein Termin zur Empfangnahme einer neuen Serie Zinskupons ſtattgefunden, 
ohne daß hierbei innerhalb mindeſtens ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die be⸗ 
treffenden Obligationen, beziehungsweiſe die der früheren Serie beigegebene An⸗ 
weiſung ($. 2.) zum Vorſchein gekommen ſind, jo ſpricht das Landgericht zu Cöln, 
auf Grund jenes Aufgebots, die Mortifikation aus, die Direktion bringt dieſelbe 
zur öffentlichen Kenntniß und fertigt an Stelle der mortiſtzirten Dokumente neue 
(Nr. 7586.) : 152% un⸗ 
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unter denſelben Nummern aus, auf welchen bemerkt wird, daß ſie als Erſatz für 
mortiftzirte dienen. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, 
ſondern den Betheiligten zur Laſt. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; jedoch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungs⸗ 


friſt (§. 3.) bei der Direktion der Geſellſchaft anmeldet und den ftattgehabten 


Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigen der Obligationen oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. ö 

§. 7. 

Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden jährlich während zehn Jahre von der Direktion 
der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. 

i Die Obligationen, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten 
öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung vorgezeigt werden, ſind werthlos, was von 
der Direktion unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann öffentlich 
zu erklären iſt. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Ver⸗ 
pflichtungen mehr; doch kann ſie deren gänzliche oder theilweiſe Bezahlung ver⸗ 
1 eines Beſchluſſes der Generalverſammlung aus Billigkeitsrückſichten ge⸗ 
währen. N : 


§. 8. 

Außer den im §. 5. gedachten Fällen ſind die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft in Cöln 
zurückzufordern: 

a) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 


anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen länger als ſechs Monate ganz 
aufhört 


b) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskräftig gewordener Erkenntniſſe | 


Schulden halber Exekutionen im Betrage von mehr als 10,000 Thalern 
vollſtreckt worden find; 

e) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne gehalten 
worden iſt und die Geſellſchaft nicht innerhalb thunlichſt kurzer, ſpäteſtens 


dreimonatlicher Friſt nach geſchehener Aufforderung die Fehler redreſſirt hat. 


In Falle a. kann das Kapital an dem Tage, wo derſelbe eintritt, in den 
Fällen p. und e. nach Kündigungsfriſt von drei Monaten zurückgefordert werden. 
Das Recht zur Zurückforderung dauert im Falle a. bis zur iederherſtellung 


des unterbrochenen Transportbekriebes, in den Fällen b. und c. ſechs Monate, 


nachdem der Fall eingetreten, jedoch bei e. immer nur noch zwei Monate, nach⸗ 
dem die planmäßige Tilgung der Obligationen inzwiſchen wieder eingetreten iſt. 


Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen eingelöſt | 


worden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


% TVT 7 . N AH 


| | $. 9. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: b f 


a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft vor; 


bp) bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eifen- 
bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke verkaufen. 


Dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahn⸗ 
höfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn⸗ 
höfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zu poſtaliſchen, polizeilichen oder 
ſteuerlichen Einrichtungen, oder zu Packhöfen und Waarenniederlagen abgetreten 
werden möchten. 


$. 10. 


955 Zur Geltendmachung der im $. 8. feſtgeſetzten Rückforderungsrechte iſt den 
Inhabern der Obligationen der Bahnkörper von Cleve nach der Niederländiſchen 
Grenze bei Zevenger und bei Cranenburg, ſowie von Oſterath nach Eſſen in erſter 
Linie, nebſt den ſämmtlichen für den Eiſenbahnbetrieb darauf errichteten Gebäuden 
und 1 zu dieſem Zwecke gemachten Anlagen, ſowie dem ſämmtlichen für 
den Betrieb dieſer Strecke beſchafften fahrenden Zeuge, Mobilien, Geräthſchaften, 
Materialien verhaftet; in zweiter Linie haften die Bahnen von Cöln nach Bingen 
und von Cöln nach Cleve, ſodann von Cöln nach Herbesthal, inſoweit dieſe 
Bahnen nicht ſchon auf Grund früherer Privilegien für frühere Anleihen ver⸗ 
pfändet ſind. f a 


9. 11. 


Die Obligationen aus dieſem Privilegium ſind den unterm 3. Oktober 
1865. privilegirten 42prozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Rheiniſchen Eifen- 
e in dem durch jenes Privilegium feſtgeſetzten Vorzugsrechte gleich- 
geſtellt. 5 a 


5 i $. 12. 

Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen müſſen in 
eine Zeitung jeder Stadt, in welcher nach $. 2. die Zinszahlung erfolgt, einge- 
rückt werden. 

8.413. 


A Auf die Zahlung der Obligationen wie auch der Zinskupons kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und 
unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern 
der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von gi 

(Nr, 7586,) es 


N . 


des Staates zu geben, oder den Rechten Dritter und insbeſondere der Inhaber 5 


der nach den Privilegien vom 12. Oktober 1840. und vom 8. September 1843. 
emittirten, reſp. 2,500,000 Thaler vierprozentiger und 1,250,000 Thaler 3à3pro⸗ 
zentiger Rheiniſcher Eiſenbahn-⸗Obligationen, der nach dem Privilegium vom 


4. Auguſt 1854. emittirten 750,000 Thaler 42prozentiger Bonn⸗Cölner Eiſenbahn⸗ 


Obligationen, der nach dem Privilegium vom 30. Mai 1855. emittirten 700,000 Tha⸗ 
ler Cöln⸗ Crefelder Eiſenbahn⸗ Obligationen, ſowie der nach den Privilegien vom 
2. Auguſt 1858., 26. November 1860., 30. Dezember 1861., 29. Februar 1864. 


und 3. Oktober 1865. emittirten, reſp. 5,000,000 Thaler, 3,000,000 Thaler, 


3,000, Thaler, 2,000,000 Thaler und 3,000,000 Thaler 43 prozentiger 
Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Obligationen zu präjudiziren. 1 


Gegeben Baden-Baden, den 14. Oktober 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


a GnaitogildQ ad. ibu 
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(Nr. 7536.) 


Privilegirte Obligation, 


Uheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Cöln, 
beſtätigt von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen am 21. Auguſt 1837. 


Privilegirte zu fuͤnf Prozent verzinsbare 
Prioritaͤts⸗Obligation I. Emiſſion 
. 


5 Der Inhaber hat an die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 


zu fordern als Antheil an dem durch Königliches Privilegium vom 


VVV 1869. autoriſirten Darlehn von Drei Millionen 
Thaler. 
Die Zinſen ſind gegen die ausgegebenen Zinskupons zahlbar. 
Son, ß 1869. 


Die Direktion der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Unterſchrift dreier Direktoren.) (Unterſchrift.) 


Der Spezialdirektor. 


Dieſer Obligation find Zinskupons pro. bis nebſt Talon beigefügt. 


Eingetragen sub Fol........... des Regiſters. 


Zusbonch Jun) nt zpggufkbaz g 


Fünf Thaler, 


Dieſer Zinskupon iſt nach dem 1. Stb ungültig und werthlos und 

f Stlober 8 

; ebenſo, wenn derſelbe durchſtrichen, durchlocht oder deſſen Nummer nicht mehr 
J erkennbar iſt. ö i 


kannt gemachten Zahlſtellen zu erheben. 
18. 


— 114 
Schema zum Zinskupon. 
(Vorderſeite.) 


Serie Zinskupon err 
zur 
privilegirten fünfprozentigen Obligation 


5 
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Fünf Thaler 
hat der Inhaber dieſes Zinskupons am I. Sab in Berlin, Cöln 


und in den außerdem von uns zu deſignirenden Städten bei den be⸗ 


Con; m . 8 a 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile dreier Direktoren und des Spezialdirektors.) 


Kontrole Folhlnsnn e e 


( Rückſeite.) 


Aheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


1 5 April 


Fünf Thaler, zahlbar am ll a 


Fe | 
Schema zum Talon. C. 
(Vorderſeite.) ö 


Uheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


Anweiſung 
zur 
privilegirten fuͤnfprozentigen Obligation I. Emiſſion 
. 


Eingetragen sub Fol des Kontrol⸗Regiſters. 
| (Rückſeite.) 


Inhaber dieſes hat vom ..ten ab die ..t Serie Zinskupons 
für fünf Jahre zur vorbezeichneten Obligation, welche auf Verlangen zur Ab» 
ſtempelung vorzulegen iſt, in Cöln in unſerem Centralbüreau zu empfangen. 


Cöln, am 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile dreier Direktoren und des Spezialdirektors.) 
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(Nr. 7537.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Oktober 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 


liſchen Vorrechte an die Gemeinde Halver im Kreiſe Altena, Regierungs⸗ 
bezirks Arnsberg, für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Oeckinghauſen durch das Hälver-Thal nach Schalksmühle 
an der Volme⸗Straße im Kreiſe Altena, Regierungsbezirks Arnsberg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 


meinde⸗Chauſſee von Oeckinghauſen durch das Hälper⸗Thal nach Schalksmühle 
an der Volme⸗Straße im Kreiſe Altena, Regierungsbezirks Arnsberg, genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Halper das Expropriationsrecht für 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent- 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich der genannten Gemeinde Nach Uebernahme der künftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſergelbes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
eee einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 

efreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf 


€ 


die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen # 


Kenntniß zu bringen. 
Baden⸗Baden, den 14. Oktober 1869. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Jhenplit 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 5 


G 7538) 


1 i ig des winzialſtän ischen 
Vermögens und 55 Bann . a ten in 15 Provinz Schleſien. 


t 3:0 J. will Ich in Gemäßheit des g. 54. 
een 27. März 1824. (Geſetz⸗Samml. S. 62.), dem Antrage des 
lande am ‚Schlefien u das anliegende 


| chene bet Berrbaltung des Big 
11 und er Ra U ah in der „ 


mi genehmigen. 
Der g Eilaß if w die si Song zur pace 
Kenntniß zu bringen. 1 
Berlin, „ ar 1. November 1869. 


£ 


l 


Regulati v 
a für 
die Organiſation der Verwaltung des provinzialſtändiſchen Wer 
moͤgens und der propinzialſtaͤndiſchen Anſtalten in der Provinz 
Schleſien. 


Sl 
Ständiſcher Verwaltungsausſchuß. 

Zum Zwecke der Verwaltung des provinzialſtändiſchen Vermögens und 
der provinzialſtändiſchen Anſtalten der Provinz Schleſien mit Ausſchluß der dem 
Markgrafthum Oberlauſitz allein gehörigen Vermögensobjekte und Anſtalten wird 
ein ſtändiſcher Verwaltungsausſchuß beſtellt, welcher den Namen 

„Landesdeputation der Provinz Schleſien “ 
führt. 
$. 2. 


Zuſammenſetzung der Landesdeputation. 
Die Landesdeputation beſteht aus 


1) dem jedesmaligen Landtagsmarſchall oder in ar deſſelben 
dem Stellvertreter des Landtagsmarſchalls als Vorſitzenden, 


2) dem erſten ſtändiſchen Beamten, Landeshauptmann ($$. 5. und 6.), und aus 


3) ſieben Deputirten, welche von dem Provinziallandtage aus ſeiner Mitte 
dergeſtalt gewählt werden, daß dem erſten Stande Ein Mitglied und 
jedem der drei anderen Stände je zwei Mitglieder angehören. 


Die Wahl zu 3. erfolgt auf die Dauer von ſechs Jahren mit der Maaß⸗ 
gabe) daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft in der Landesdeputation 

is zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. 

Aus jedem Stande ſind Ein, beziehungsweiſe zwei Stellvertreter zu wählen, 
welche für den Fall der Behinderung eines Mitgliedes des betreffenden Standes 
für die Dauer dieſer Behinderung nach der durch die erhaltene Stimmenzahl und 
bei Stimmengleichheit durch das Loos zu beſtimmenden Reihenfolge eintreten. 


H. . 


— Us 


$. 3. 
Wirkungskreis der Landesdeputation. 


Die Landesdeputation hat die Verwaltung des provinzialſtändiſchen Ver⸗ 
mögens und der provinzialſtändiſchen Anſtalten nach Maaßgabe der Beſchlüſſe 
des Provinziallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit des von dieſem feſtzu⸗ 
ſtellenden Finanzetats zu führen, welcher bis zur Feſtſtellung eines neuen Etats 
ſeine Gültigkeit behält. 

Inwieweit im Uebrigen die Landesdeputation die e ſelbſtſtändig 
zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages zu erwirken hat, wird, 
ſoweit die für die einzelnen Verwaltungszweige beſtehenden Reglements darüber 
keine Beſtimmung treffen, durch Beſchluß des Provinziallandtages feſtgeſetzt. 
Die Landesdeputation hat über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Provinzial⸗ 
landtage Jahresberichte zu erſtatten. 

Ihren Geſchäftsgang regelt die Landesdeputation durch eine von ihr zu 
entwerfende, durch Beſchluß des Provpinziallandtages feſtzuſtellende Geſchäfts⸗ 
Ordnung. 

$. 4. 


Obliegenheiten des Landtagsmarſchalls. 


Der Landtagsmarſchall und im Behinderungsfalle der Stellvertreter des⸗ 
ſelben führt den Vorſitz in der Landesdeputation. 

Er beruft und leitet die Verhandlungen nach Maaßgabe der Geſchäftsord⸗ 
nung (F. 3.). Er iſt berechtigt, jederzeit, namentlich auch, wenn die Landesdepu⸗ 
tation nicht verſammelt iſt, Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu neh⸗ 

men, und find die ſämmtlichen ſtändiſchen Beamten verpflichtet, ihm jede ver- 
langte Auskunft zu gewähren. 

Maaßregeln, welche nach ſeiner Anſicht die Befugniſſe der ſtändiſchen 
Beamten überſchreiten oder für den provinzialſtändiſchen Verband und die Auf- 
gaben deſſelben weſentlichen Nachtheil herbeiführen würden, kann er bis zur näch⸗ 
ſten Sitzung der Landesdeputation beanſtanden. 

Auf Verlangen des Landeshauptmanns (vergl. F. 6.) wird er jedoch in 
dieſem Falle eine außerordentliche Sitzung der Landesdeputation Behufs Entſchei⸗ 
dung der Streitfrage ohne Verzug berufen. 


$. 5. 
Ständiſche obere Beamte. 


Zur Beſorgung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte wird ein beſonderer 


Obberbeamte angeſtellt, welcher von dem Provinziallandtage zu wählen und vom 


Könige zu beſtätigen iſt. Er führt den Titel eines Landeshauptmanns. Die 
Anſtellung erfolgt auf Zeit. 

Dem Landeshauptmann werden nach Bedürfniß noch andere vom Pro⸗ 
vinziallandtage zu wählende obere Beamte (Landesſyndikus u. ſ. w.) zugeordnet. 
Die oberen Beamten haben ihren Wohnſitz in der Provinzialhauptſtadt zu neh⸗ 

(Nr: 7538.) . f men 


= a = | 
men. Sie werden von dem Landtagsmarſchall in ihre Aemter eingeführt und 
vereidigt. f | 19709 
f F. 6. 


Obliegenheiten des Landeshauptmanns. 


Der Landeshauptmann führt als erſter ſtändiſcher Beamter unter Bethei⸗ 
ligung der anderen ihm zugeordneten Beamten (F. 5.) die laufenden Geſchäfte 
der Verwaltung ſelbſtſtändig. Er bereitet die Beſchlüſſe der Landesdeputation 
vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. 

Er vertritt die Landesdeputation nach Außen und verhandelt Namens der⸗ 
ſelben mit Behörden und Privatperſonen, er führt den Schriftwechſel und zeich⸗ 
net alle Schriftſtücke Namens der Landesdeputation allein. 

Im Uebrigen wird der Umfang der Amtspflichten des Landeshauptmanns 


und der anderen oberen Beamten, ſowie ihre gegenſeitige dienſtliche Stellung von 


der Landesdeputation durch beſondere Geſchäftsinſtruktionen geregelt, welche der Ge⸗ 
nehmigung des Provinziallandtages bedürfen. 


Dieſe Geſchäftsinſtruktionen beſtimmen auch insbeſondere, inwieweit die 


Befugniſſe des Landeshauptmanns für einzelne Verwaltungszweige von den mit 
der ſpeziellen Bearbeitung derſelben beauftragten Beamten ($. 5.) ſelbſtſtändig 
wahrzunehmen ſind. 


8.7. 


Ständiſche Büreaubeamte. 1901 


Die Stellen zur Beſorgung der Büreau⸗, Kaſſen⸗ techniſchen und anderen 
Geſchäfte der Landesdeputation nöthiger Beamten werden von dem Provinzial⸗ 
landtage nach Zahl, Dienſteinnahme und Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf 
Zeit, auf Kündigung) auf Vorſchlag der Landesdeputation durch den Finanzetat 
beſtimmt. Die Beſetzung dieſer Stellen, bei welchen, ſoweit es ſich um das un⸗ 
tere Kaſſen⸗ und Büreaudienſtperſonal handelt, die Beſtimmungen des S. 11. des 
Reglements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 1867. 
analoge Anwendung finden, erfolgt durch die Landesdeputation, ſofern nicht der 
Landtag die Anſtellung einzelner Beamten ſich vorbehält. | 


Diefe Beamten werden von dem Landeshauptmann vereidigt und in ihre 


Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsinſtruktionen von der Landes⸗ 
deputation. ö 


Das ſtändiſche Kaſſen⸗, Rechnungs⸗ und Büreauweſen wird nach dem 


Grundſatze der Vereinigung ſämmtlicher Kaſſen und Büreaus durch beſonderes 


Reglement geregelt. Die ſtändiſche Centralkaſſe führt die Firma „Landes⸗Haupt⸗ 


kaſſe von Schleſien.“ 


F. 8. 
Ständiſche Lokalkommiſſionen. a 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung einzelner elle, 
Anſtalten können beſondere ſtändiſche Kommiffionen oder Kommiſſare beſtellt 


werden. f 
Die 


. 


a x 
Die Einſetzung, die Begrenzung der Kompetenz und die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Provinziallandtages 
ab. Die Wahl der Mitglieder ſteht der Landesdeputation zu, wenn ſich der 
Provinziallandtag dieſelbe nicht für einzelne Anftalten beſonders vorbehält. 
Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von der Landesdeputation 
ihre Geſchäftsinſtruktion und führen ihre Geſchäfte unter Aufſicht der Landes⸗ 
deputation und unter Leitung des Landeshauptmanns. 


8. 9. 


Ständiſche Inſtitutsbeamte. 


Ueber die an den einzelnen ſtändiſchen Inſtituten anzuſtellenden Beamten, 
über die Art der Anſtellung derſelben und inwieweit dabei die Beſtimmungen des 
Reglements über die Civilverforgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 1867. 
($$. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe Inſtitute 
zu erlaſſenden Ordnungen beftimmt. f 


$. 10. 
Beſtallungen. 
Sämmtliche ſtändiſche Beamte haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
ten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen Beamten 
werden durch ihre Beſtallungen geregelt, welche für die oberen Beamten vom 
Landtagsmarſchall, für die übrigen vom Landeshauptmann ausgefertigt werden. 


§. 11. 

1 : Oberaufſicht. 8 
Die ſtaatliche Oberaufſicht über die geſammte ſtändiſche Verwaltung führt 
der Oberpräſident. wei 2 

Derſelbe iſt ch über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu 
erfordern und an den Berathungen der Landes deputation entweder ſelbſt oder 
durch einen zu ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe der Landesdeputation, welche die Befugniſſe derſelben 
überſchreiten oder das Staatswohl verle en, zu beanſtanden und, ſofern eine das 
Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung begründende ſchriftliche Eröffnung an die 
Landesdeputation fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Aus⸗ 
führung dem betreffenden Reſſortminiſter einzureichen. Dem Oberpräſidenten iſt 
demgemäß von den Sitzungen der Landesdeputation unter Angabe der Berathungs- 


15 gegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig Anzeige zu machen; auch ſind ihm auf 


1 1 Ausfertigungen der Deputationsbeſchlüſſe zur Kenntnißnahme mit⸗ 
zutheilen. 

Der Dberpräfident kann, wenn er ſolches im einzelnen Falle für erforder⸗ 
ui erachtet, den Lokalkommiſſtonen ($. 8.) einen Beamten mit gleichen Befug⸗ 
niſſen zuordnen. Falls von letzterem eine Maaßregel diefer Kommiffion beanſtandet 

(Nr. 75887589) wer⸗ 


= 18 
werden follte, fo iſt die Angelegenheit an die Landesdeputation zur weiteren Be⸗ 
ſchlußnahme zu bringen. 8 


988512. 
Ausführungsbeſtimmungen. 


Der Uebergang der in der Provinz vorhandenen, dazu geeigneten Fonds, 
Inſtitute und Stiftungen in die nach dem gegenwärtigen Regulative zu ordnende 
ſtändiſche Verwaltung wird durch beſondere von dem Provinziallandtage im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit der Staatsregierung aufzuſtellende Reglements beziehungsweiſe 
Nachträge zu den beſtehenden geordnet, ſoweit nicht etwa zu dieſem Uebergange 
in Folge der, namentlich durch die ſchon beſtehenden Reglements begründeten, 
beſonderen Rechtsverhältniſſe eines ſolchen Fonds de, ein Geſetz erforderlich iſt. 


(Nr. 7539.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Rheiniſch⸗Weſtphäliſche Rückverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze 
zu Münden Gladbach errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 6. Noven- 

: ber 1869. 2 

N Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 28, Oktober 

d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Rheiniſch⸗Weſt⸗ 

phäliſche Rückverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft! mit dem Sitze zu München⸗Gladbach, 

ſowie deren Statut vom 6,0. September d. J. zu genehmigen geruht. 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 

Königlichen Regierung zu Düſſeldorf bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 6. November 1869. g 


Der Miniſter für Handel , Gewerbe und öffentliche Arbeiten. \ 
Im Auftrage: * antun h 
Moſer. " 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


ei) 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


